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Per Bundesrat hat am vergangenen Freitag den
mittels verschiedener parlamentarischer Vorstösse
aribegehrten Bericht tiber die Luftfahrtpolitikder
Schweiz verabschiedet und den eidgenossischen
Raten zugeleitét. GegenUber dem Ende Juli ver-
öffentlichten Entwurf hat die Landesregierung
aufgrund des Konsultationsverfahrens einige Ak-
zentverschiebungen vorgenommen. Sie betreffen
vor allem die Aussagen zur Bedeutung des Hubs
in Zurich und die Fluglarmfrage. Festgehalten
wird in der definitiven Fassung an der kontrovers
aufgenommenen Forderung nach mehr Einfluss
des Bundes auf die Landesflughafen. Der Bun-
desrat räumt hier aber einige Missverstandnisse
aus und sagt kiarer, worum es ihm geht.

In vielen Fallen, schreibt er im Bericht, seien
die Flughafenbetreiber und die Kantonsregierun-
gen nicht in der Lage, zwischen den Beteiligten
esnvemehmhche Losungen zu finden Unbefnedi
nd sei die Situation vor allem beim Flughafen
tirich. Der Bund sei heute wegen seiner begrenz-
ten Befugnisse nicht in der Lage, verbindliche
Vorgaben zum Betrieb des Flughafens aufzustel-
len. Die heutige Rollenverteilung werde der
nationen Bedeutung der Landesfiughitfen nicht
gerecht. Di bundesrechtliche Genehmigungs-
pfhcht fur Betnebsreglemente erschopfe sich m
der Moghchkej Gesuche zu bewilhgen oder ab
zulehneii. Das habe dazu gefuhrt, dass der Kan-
ton Zurich prithar die eigenen Interessen vertre-
ten und ubergeordnete, namentlich grenzuber-
schréitende Anliegen zu wenig wahrgenommen
habe — mit der bekannten Folge belasteter Bezie-
hungen zu den Nachbarkantonen und zu
Deutschland. Die Zürcher Regierung hat diese
Feststellung im September zurtickgewiesen.

Keine <<Verstaatlichung>
Besserung verspricht sich der Bundesrat von

der PrUfung von Nutzungseinschrankungen (spe-
zialrechtliche Baulinien, Lännzonen) in Gebieten,
welche durch Immissionen belastet werden. Sie
wären im Einvemehmen mit Fughafenhaltem
und Standortkantonen zu erlassen. Ferner brau-
che der Bund Moglichkeiten, direkt Einfluss zu
nehmen auf die Organisation der Flughafen, auf
die Betriebszeiten und auf die An- und Abflugver-

fahren, um ubergeordnete nationale Interessen
wahrnehnien zu können. Langfristig will der Bun-
desrat neue Formen der Tragersehaft prufen, dar-
unter weitergehende Privatisierungen. Eine direk-
te Tragerschaft durch den Bund (<<Verstaatli-
chung>>) schloss Verkehrsminister Moritz Leuen-
erger am Montag bei der Prasentation des Luft-
fahrtberichts vor den Bundeshausmedien in aller
Form aus, auch weil sie quer zu allen Trends im
AUsland läge.

Prtifen will der Bundesrat weiter die Verwen-
dung der heute dem Strassenverkehr zugute kom-
menden Ertrage aus der TreibstofThesteuerung fur
den Binnenluftverkehr — etwa 60 Millionen Fran-
ken jährlich — zugunsten vOn Massnahinen in den
Bereichen Umweltschutz, Sicherheit und Schutz-
massnahmen gegen terroristische Angriffe. Hier
geht es darum, Wettbewerbsnachteile der Schwei-
zer Luftfahrtbranche auszugleichen.

Umdenken beim Zurcher Hub
Andere, neue Tone schlagt der Bundesrat zum

Thema Hub in ZUrich an. Im Entwurf hatte es
noch geheissen, die Drehscheibenfunktion Kb-
tens sei für den Bund kein zentrales Anliegen.
Nunmehr lautet die Fonnulierung, der Hub sei
em effizientes Mittel, um die Anbindung der
Schweiz an Europa und wichtige intemationale
Zentren zu optimieren. Der Zurcher Flughafen sei
eine SchlUsselinfrastruktur, sein reibungsloses
Funktionieren für die Schweiz von grosster Be-
deutung. Erwartet werde die <Ermoglichung
eines Drehkreuzbetriebs für eine Fluggesell-
schaft>>. Allerdings könne der Bundesrat den
Hubbetrieb nicht verordnen, sondern lediglich

Nun doch em Bekenntnis zum Hub Zurich

Bundesrat verabschiedet Bericht llber Luftfahrtpolitik
Im am Montag veröffentlichten Bericht Uber die Luftfahrtpolitik der Schweiz bekraftigt
der Bundesrat — anders als noch im Entwurf — die Bedeutung eines Drehkreuzes in
Zurich. Festgehalten wird an der kontrovers aufgenommenen Forderung nach mehr
Einflussmoglichkeiten des Bundes bei den Betriebsreglementen der Landesflughafen.
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günstige Rahmenbedingungen dafur schaffen, er-
gänzte Bundesrat Leuenberger. Die Marktkräfte
mUssten entscheiden, ob em Drehkreuz wirt-
schaftlich betrieben werden kann. Zur Lärmpro-
blematik rund urn Kioten halt der Bundesrat fest,
betriebliche Restriktionen mUssten für den Hug-
hafen wirtschaftlich verkraftbar sein. Einschran-
kungen der Betriebszeiten hätten in vernUnftigem
Verhiiltnis zu den Bedingungen auf konkurrenzie-
renden Airports im Ausland zu stehen.

Es ist nicht zu ubersehen — das Verhältnis von
Bundesrat Leuenberger zum Thema Luftverkehr
hat sich in letzter Zeit gewandelt. Zunachst im Be-
reich Sicherheit. Nach der im Weltmassstab unbe-
greiflichen Haufung von Unfallen im schweizeri-
schen oder im von der Schweiz aus kontrollierten
Luftraum beauftragte der Verkehrsminister eine
niederlandische Fachstelle mit der schonungs-
losen Diagnose der Schwachstellen im hiesigen
System Luftverkehr. In einer Art Kraftakt befin-
den sich die Erkenntnisse bereits in lJmsetzung,

Positives Echo
(ap) Der Bericht des Bundesrates zur Luftver-

kehrspolitilc stösst in seiner revidierten Fassung
mehrheitlich auf em positives Echo. Angetan
zeigte sich Swiss-Chef Christoph Franz: Bundesrat
Leuenberger gebUhre Anerkennung für die Er-
arbeitung des richtungsweisenden Berichts, sagte
Franz laut Mitteilung. Die Konsultation sei umfas-
send und fair gewesen. Begrusst wurden von der
Swiss besonders die Anerkennung der volkswirt-
schaftlichen Bedeutung der schweizerischen Luft-
fahrt und des Stellenwerts von europaischen und
interkontinentalen Direktverbindungen. -

Aerosuisse, der Dachverband der Schweizer
Luftfahrt, zeigte sich erleichtert darüber, dass der
Bund den Betrieb der Flughafen nicht selber Uber-
nehmen will. Der Verband anerkannte aber, dass
zusätzliche Bundeskompetenzen nötig scm konn-
ten, urn auf den Landesflughafen übergeordneten
nationalen Interessen zum Durchbruch zu verhel-
fen. Der Bericht messe der volkswirtschaftlichen
Bedeutung des Luftverkehrs einen grösseren Stel-
lenwert zu als der Entwurf, lobte auch der Wirt-
schaftsdachverband Economiesuisse. Das ZUrcher
Komitee <<Pro Flughafen>> wertete den Bericht als
Bekenntnis des Bundesrates zum Drehkreuz Zü-
rich. Der Flughafen Zurich will sich erst nach ver-
tiefter Analyse äussern.

im Bundesamt für Zivilluftfahrt gilt heute eine
sehr viel risikobewusstere Aufsichts- und Sicher-
heitsphilosophie. Der Luftfahrtbericht beschreibt
damit im <<Safety>-Kapite1 einen Paradigmen-
wechsel, der in Teilen schon stattgefunden hat.
Vorbei sind auch die Zeiten, da Leuenberger Uber
die Frage zu sinnieren beliebte, ob der Luftver-
kehr uberhaupt öffentlicher Verkehr sei. Und es
ist neu, dass der Chef des Verkehrsdepartements
die Feststellung des Berichts, der schweizerischen
Luftfahrt komme eine uberragende volkswirt-
schaft1che Bedeutung zu, mit Verweisen àuf die
150 000 Arbeitsplätze (zum Vergleich: Pharma-
industrie 70 000, Maschinenindustrie 100 000),
auf den Tourismus und auf die wertmssig über
30 Prozent auf dem Luftweg abgewickelten
Exporte unterstreicht. Es war aber auch uberflil-
lig, dass das UVEK, dass der Bundesrat einmal
mit aller Deutlichkeit darlegten,. dass nationale
Luftfahrtpolitik weit Uber die Beschaftigung mit
Lamifragen hinausgehen muss.
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